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Debatte aufgegriffen. Trotz aller Pole-
mik ist das ein Fortschritt und wir sind 
gerne bereit, uns an der Debatte zu be-
teiligen.

Dirk Jordan, Sprecher des Bildungsbereichs 
von Bündnis 90/Die Grünen Berlin

Zwei Sprachen füllen den Raum
März-blz 2007

Mit großem Interesse habe ich Ihren 
Artikel über das Projekt des Kiezfonds 
im Norden Schönebergs gelesen. Ich 
hatte bereits Informationen zum Pro-
jekt über die regelmäßig erscheinenden 
„Bezirkszeitungen“. Uns, den Mitarbei-
terInnen der evangelischen Kindertages-
einrichtung Paul und Anna in der Goß-
lerstraße am Friedrich-Wilhelm-Platz, 
ist der Vorteil der Gebärdensprache 
auch für hörende Kinder/Menschen be-
kannt. Wir praktizieren bereits seit vie-
len Jahren in unserer Kita die bilinguale 
Erziehung aller Kinder, der hörenden 
und gehörlosen bzw. schwerhörigen 
Kinder. Wir, das heißt alle MitarbeiterIn-
nen der Kita, gebärden im Alltag zu-
sätzlich zu unserer Lautsprache, damit 
eben die Kommunikation aller Kinder 
und Erwachsenen gewährleistet und un-
terstützt wird. Weiterhin bilden wir 
auch gehörlose Praktikantinnen aus. 
Seit eineinhalb Jahren ist eine gehörlo-
se Frau in einer Fördermaßnahme tätig. 
Alle MitarbeiterInnen nehmen mindes-
tens einmal jährlich an einer Fortbil-
dung zum Thema Gebärdensprache teil. 
Für interessierte Eltern haben wir  auch 
Elternabende zum Thema veranstaltet.

Monika Hartrampf, Kitaleiterin
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Interview mit H.-G. Prause
März-blz 2007

Auf diesem Weg einen herzlichen 
Dank für das Interview mit H.-G. Prau-
se. Er hat mich während meines Refe-
rendariats an der Fichtenberg-Ober-
schule betreut und seinen Beitrag dafür 
geleistet, dass diese Zeit NICHT zu der 
schlimmsten in meinem Lehrerleben 
wurde. Im Gegenteil. Und seit ich an 
meiner jetzigen Schule den Vorsitz im 
Lehrerrat übernommen habe, weiß ich, 
wie sehr uns Leute vom Schlage H.-G. 
Prause in Leitungspositionen fehlen. 
Dank und Wünsche an euch, Dank und 
Wünsche an Prause! Wilhelm Budka

Interview mit H.-G. Prause
März-blz 2007

Hans-Gerd Prause äußert sich kritisch 
zur Bildungspolitik nach PISA – freilich 
mit einer Begründung, von der ich glau-
be, dass sie Ausgangspunkt einer Dis-
kussion über das Selbstverständnis von 
Schule sein sollte. Prause behauptet, 
seit PISA gehe es nicht mehr nur um 
Vermittlung von „Kenntnissen und Fer-
tigkeiten“, sondern zusätzlich (?!) von 
„Kompetenzen“, und dies könne Schule 
nicht leisten. Abgesehen davon, dass 
unverständlich bleibt, worin der Unter-
schied zwischen Fähigkeiten und Kom-
petenzen liegen soll, grenzt Prause in 
nicht nachvollziehbarer Weise Unter-
richt gegen den „Bereich Erziehung“ ab 
und unterstellt, Kompetenz solle „Klie-
me und anderen“ zufolge behavioris-
tisch vermittelt werden, was aber nicht 
möglich sei. 

Hier werden also so wichtige Fragen 
wie die nach dem Selbstverständnis 
und dem Leistungsvermögen von Schu-
le thematisiert, dies aber so verknappt, 
dass die LeserIn der Argumentation des 
Kollegen nicht folgen kann. Dadurch ist 
es nicht möglich, wie sonst einfach einen 
„richtigstellenden“ Leserbrief schreiben, 
sondern die blz müsste zunächst dem 
Kollegen Prause Gelegenheit geben, sei-
ne Einlassungen zu erläutern. Ich bin 
gern bereit, über das hier Geschriebene 
hinaus einen Beitrag zur Strukturierung 
dieses blz-Diskurses zu leisten. 

Bernd Schwiedrzik, vormals Lehrer in allgemeinbil-
denden Fächern an berufsbildenden Schulen und Mitar-
beiter am Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)

„Konservative Modernisierung“ von 
Thomas Isensee, März-blz 2007

Wir brauchen in Berlin keine Gespens-
terdebatte, sondern eine gemeinsame 
große Anstrengung, um Schulqualität 
und Schulstruktur in der Sekundarstufe 
I voranzubringen. Wir brauchen dazu 
auch die vielfältigen Lebenserfahrun-
gen von Thomas Isensee als langjähri-
ger engagierter Gesamtschullehrer und 
Referat-B-Leiter der GEW BERLIN, weni-
ger seine bissigen und zum Teil unak-
zeptablen (gegenüber ihm unliebsamen 
Wissenschaftlern) Bemerkungen als Bil-
dungsexperte. 

Das brennendste Problem der Sekun-
darstufe I in Berlin ist die Situation der 
Hauptschule. Dies in den Mittelpunkt 
zu rücken, heißt nicht, die „als gefähr-
lich empfundene Schülerklientel kos-
tengünstiger integrieren oder ruhig 
stellen (zu wollen), ohne das Gymnasi-
um in Mitleidenschaft zu ziehen“, wie 
Thomas Isensee unterstellt, sondern 
die Gerechtigkeitsfrage nicht nur in 
Sonntagsreden zu thematisieren. Wer 
die Hauptschulen auf den Zeitpunkt 
vertrösten will, an dem sich alles än-
dern und die Gemeinschaftsschule für 
alle umgesetzt wird, läuft Gefahr, dass 
alles beim Alten bleibt.

Allein auf die Schulstruktur, auch ei-
ne eingliedrige, zu setzen, reicht nicht. 
Es geht zugleich um eine Verbesserung 
der Schulqualität, deren Erfolgsmaßstab 
der Umgang mit der Heterogenität der 
Schülerschaft ist. Die Schülerschaft der 
SEK I in den Berliner Gesamtschulen ist 
heute in vergleichbarer Weise hetero-
gen wie sie es bei einer neuen Ober-
schule (Sekundarschule) in Berlin sein 
würde, die SchülerInnen aus den Haupt-, 
Real- und Gesamtschulen (ohne Ober-
stufe) umfasst. Für Gesamtschulen oh-
ne Oberstufen tritt Thomas Isensee 
auch ein, die neue Oberschule lehnt er 
ab, obwohl sie ausdrücklich im Zusam-
menhang mit pädagogischen Qualitäten 
konzipiert ist, wie sie auch von einer 
Gemeinschaftsschule erwartet werden. 
Das verstehe ich nicht.

Die gemeinsame große Anstrengung, 
um Schulqualität und Schulstruktur in 
der Sekundarstufe I voranzubringen, 
braucht nicht nur die Parteien, sie 
braucht auch die Gesellschaft, die Ak-
teure in den Schulen und die GEW. Mari-
anne Demmer hat mit ihrem bemer-
kenswerten Artikel in E&W 09/2006 in-
nerhalb der GEW die Diskussion darü-
ber angestoßen, wie in absehbarer Zeit 
ein struktureller Fortschritt in der Se-
kundarstufe I möglich werden kann. Lo-
thar Sack (blz 1/2007) und jetzt Tho-
mas Isensee haben aus ihrer Sicht die 

Unverlangt eingesandte Besprechungsexemplare 
und Beiträge werden nicht zurückgeschickt. Die 
Redaktion behält sich bei allen Beiträgen Kür zungen 
vor. Beiträge möglichst auf Diskette oder per e-
mail einsenden. Die in der blz veröffentlichten Ar-
tikel sind keine verbandsoffiziellen Mitteilungen, 
sofern sie nicht als solche gekennzeichnet sind. 

b l z  |  A P R I L / M A I  2 0 0 7  P O S T  A N  D I E  R E D A K T I O N

ANGESTELLTE LEHRKRÄFTE FORDERN 
TARIFVERTRAG

Ende Februar 2007 fand eine gut be-
suchte Versammlung der angestellten 
LehrerInnen statt. In einer Resolution 
forderten sie
1. Lehrkräfte werden spätestens zum 
31.12.2007 in den Tarifvertrag der Län-
der (TV-L) übergeleitet. 
2. Für den Zeitraum 2006 und 2007 
werden die im Überleitungstarifvertrag 
(TVÜ-Länder) enthaltenen Einmalzah-
lungen im Jahr 2007 ausgezahlt. 
3. Für den Zeitraum Januar 2003 bis 
Dezember 2007 und darüber hinaus 
werden je Schuljahr 5 Tage auf ein 
Langzeitarbeitszeitkonto gutgeschrie-
ben, das ab dem 60. Lebensjahr in 
Form von Ermäßigungsstunden ausge-
glichen wird.







T I T E L  b l z  |  A P R I L / M A I  2 0 0 7
ÜB

ER
W

IN
DU

NG
 V

O
N 

SC
HU

LD
IS

TA
NZ

8  

•  in die Familie hineinzugehen – mit Familienhel-
fer, Betreuungshelfer, aufsuchende Familienthe-
rapie mit Clearing-Auftrag. 

•  Oder auch statt des Aufenthaltes in der Familie: 
Jugendnotdienst, Krisenunterbringung mit Clea-
ring-Auftrag, vollstationäre Fremdunterbrin gung/
„Heim“. Das kann Jugendhilfe anbieten und ein-
fädeln, es muss jedoch passgenau mit den 
schulischen Schritten abgestimmt sein. 

Bei einer Fremdunterbringung sollte die Suche 
nach einem Schulplatz mitgedacht und entschie-
den werden („Paketlösung“). Wenn es in der Nähe 
des Heimes nur eine große Gesamtschule gibt, der 
Jugendliche aber eine kleine Lerngruppe mit weni-
gen Bezugspersonen braucht, dann ist ein erneu-
tes schulisches Scheitern an dieser nicht passen-
den Schule vorprogrammiert. Dies kann vermie-
den werden, wenn die Vorgehensweise „Wir ma-
chen jetzt erst mal den einen Schritt (Heimplatz-
suche), danach dann den zweiten (Schulplatzsu-
che) mittels der „Paketlösung“ überwunden wird.

Der Fall Melanie

Hier ein Beispiel einer gelungenen Kooperation 
in einem sehr verwickelten Fall. Melanie (8. Klas-
se) wird im März nach Schwänzen und vorsätzli-
cher Körperverletzung einer Mitschülerin von ei-
ner Gesamtschule auf eine andere verwiesen (Ord-
nungsmaßnahme nach § 63 SchG). Dort weigert 
sie sich von Beginn an, die neue Klasse zu besu-
chen – bis zum Sommer war sie nur 10 Tage in der 
Schule. Die getrennt lebenden Eltern haben so gut 
wie keinen Einfluss auf sie, M. spielt sie gegenein-
ander aus. Angesichts weiterer Strafanzeigen gibt 
es eine große Hilfekonferenz an der neuen Schule 
mit Beteiligung von Jugendamt und Polizei. M. 
zeigt sich weiter unzugänglich. Eine Familienhel-
ferin beginnt mit ihr zu arbeiten. Im Juni gelingt 
eine Einigung mit beiden Eltern: Sie lassen M. in 
der Jugendpsychiatrischen Station der Klinik Buch 
untersuchen. Nach fünf Tagen geht M. wieder, weil 
sie dort „keine Lust“ hat – im späteren Gutachten 
werden schwere seelische Fehlentwicklungen fest-
gestellt, u.a. Umkehrung der Rollen im Mutter-
Tochter-Verhältnis. 

Nach den Sommerferien ist kein Schulbesuch in 
Aussicht. M. ist nicht versetzt worden, ihre jetzige 
8. Klasse nimmt sie in keiner Weise an. Angesichts 
von Ordnungsmaßnahmen wie polizeiliche Zufüh-
rung und Geldbuße für die Mutter lässt sich M. be-
wegen, einen Praktikumsplatz zu suchen, den sie 
schnell findet und bis Weihnachten besucht. Im 
Oktober bekommt sie auf einer Hilfekonferenz 
beim Jugendamt (unter Beteiligung der Schule) 
den Auftrag, sich nach Schulprojekten umzuse-
hen, die Arbeit und Schule miteinander verbinden. 
M. zeigt sich sehr widerwillig, der Einfluss von El-
tern, Schule, Sozialpädagogischem Dienst und Fa-
milienhelferin ist nach wie vor sehr gering und 
der einzige sichtbare Entwicklungsschritt seit 
sechs Monaten ist der Besuch des Praktikums. Im 
Januar legt M. als Bilanz von fünf Projektbesuchen 
ihre Ablehnungsgründe dar.  

Wie schaffen es diese „besonders schwierigen“ 
Jugendlichen, dass kompetente, erfahrene und en-
gagierte Lehrer und professionelle Helfer sich hilf-
los in Konflikte mit ihnen verstricken lassen und 
ihre Professionalität einbüßen? Wir schienen alle-
samt ohnmächtig zu sein, trotz verlässlicher fach-
licher Kooperation. 

Erst die Perspektive einer dritten Instanz (Fami-
liengericht wegen Sorgerechtsentscheidung) brach-
te wieder Entwicklungsfortschritte: Die Familien-
richterin machte M. die Auflage, ihr den Beginn in 
einem Schulprojekt nachzuweisen, andernfalls gilt 
die richterliche Anweisung an den Vater, sie zur 
Fortsetzung der klinischen Untersuchung in Buch 
anzumelden. Und siehe da, innerhalb von drei Wo-
chen hatte sie so viel Bereitwilligkeit entwickelt, 
dass sie dem Beginn in einem Lernprojekt zu-
stimmt und auch angenommen wird. 

Die Entwicklung eines gemeinsamen Fallverständ-
nisses, ständiges Absprechen der nächsten Schrit-
te bei fortlaufender gegenseitiger Information, ge-
meinsames Auftreten M. gegenüber, Öffnen und 
Schließen in der Arbeit mit ihr, Anerkennen der ei-
genen Grenzen und die Einschaltung einer dritten 
Instanz führten schließlich zum Erfolg.

Vernetzung und Konstanz

Solange Fragen in der Einzelfallarbeit zwischen 
den beteiligten Fachkräften immer wieder neu 
ausgehan delt werden müssen, ist mit viel Zeit- 
und Reibungs verlust zu rechnen – zum Nachteil 
der einzelnen Ju gendlichen. Hilfreich ist es, in den 
vorhandenen be zirklichen Vernetzungsrunden der 
Jugendhilfe („Re gionalrunden“) aber auch zwi-
schen den Leitungsebenen (Schulleitungen, Schul-
aufsicht, Schulamt und Regionalleitungen der Ju-
gendhilfe) diese Fragen zu diskutieren und abge-
stimmte Vorgehensweisen zu entwickeln. Dann 
können wir noch mehr dahin kom men, was uns 
die schon genannte Handreichung zur Kooperati-
on empfiehlt: „Ein Kind mit einem ,komplexen‘ 
Hilfebedarf benötigt gerade keine komplexen Zu-
ständigkeiten, keine ,hilflosen Helfer‘, die erleich-
tert sind, wenn ein anderer Fachbereich die Zu-
ständigkeit übernimmt. Vielmehr müssen alle not-
wendigen Hilfen so auf die besondere, die indivi-
duelle Lebenssituation zugeschnitten sein, dass 
sie ,wie aus einer Hand‘ erscheinen.“ 

In der Auswertung von über 200 Fällen jugend-
licher Intensivtäter hat der Kriminologe Ohder 
(Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspfle-
ge, Berlin) im März von einer notwendigen „Be-
treuungskonstanz“ und „zentraler Verantwortung, 
die früh Verantwortung übernimmt“ gesprochen 
(Berliner Zeitung, 8.3.07). Damit lasse sich ein 
Handeln aus der „Insellage der einzelnen Institu-
tion“ überwinden. Mit meinen Erfahrungen kann 
ich dies bestätigen. In der mir übertragenen 
Funktion habe ich eine solche Betreuungskons-
tanz häufig erfolgreich wahrnehmen können und 
als notwendig für die Überwindung von Schuldis-
tanz erlebt. So können wir verhindern, dass wir 
zu hilflosen Helfern werden und den Einfluss auf 
die delinquenten Jugendlichen verlieren.  

Literaturhinweis: 
Kooperation von Kin-
der- und Jugendpsychi-
atrie, Jugendhilfe und 
Schule – Gemeinsame 
Handreichung der Se-
natsverwaltung für Ge-
sundheit, Soziales und 
Verbraucherschutz so-
wie der Senatsverwal-
tung für Bildung, Ju-
gend und Sport (April 
2003) Bezugsquelle: 
http://www.berlin.
de/imperia/md/con-
tent/sengsv/gesund-
heit/koopkjp_jh_
schu.pdf
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Stellt euch eine Situation auf dem Schulhof vor, 
bei der ihr Zeuge einer tätlichen Auseinander-

setzung zwischen Schülern wart oder den Beginn 
jener Unterrichtstunden, bei denen ihr viel Ener-
gie braucht, um den Lärmpegel soweit zu senken, 
dass ihr mit dem Unterricht beginnen könnt. Dann 
fallen euch bestimmt sofort Schüler ein, die immer 
wieder durch ihr aggressives, provokatives Verhal-
ten die Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Irgend-
wann sitzen dann die Eltern vor euch und ihr 
sprecht sie auf das Verhaltens ihres Sprösslings an. 
Nicht selten fallen dann Sätze wie „Das kenne ich 
gar nicht von ihm, das kann nicht sein. Er ist be-
stimmt provoziert worden, denn von sich aus fängt 
er nicht so etwas an.“ Spätestens dann wird euch klar, 
dass die Sache kompliziert wird und Eltern nicht 
so einfach dazu zu bewegen sind, Hilfe wegen ihres 
verhaltensauffälligen Kindes einzufordern. Dabei 
gibt es außerhalb der Schule genügend Hilfsangebo-
te. Psychosoziale Einrichtungen, die über das Kinder-, 
Jugendhilfegesetz (KJHG) finanziert werden, bieten 
ein großes Spektrum von Interventionsmöglichkei-
ten. Und es gibt eine ganze Reihe von Einrichtun-
gen, die trotz eines qualitativ guten Leistungsan-
gebotes händeringend nach Klienten suchen.

Eltern einbeziehen

Eine Ursache liegt mit Sicherheit im Widerstand 
der Eltern, die Hilfsbedürftigkeit ihrer Kinder anzu-
erkennen. Dabei ist es von großer Bedeutung, mit 
welcher inneren Haltung und mit welchen Worten 
die Eltern auf das Problem ihrer Kinder aufmerk-
sam gemacht werden. Ihr könnt nicht prinzipiell 
davon ausgehen, dass die Eltern wissen, wovon 
ihr redet. Schule ist ein Ort, an dem die meisten 
Kinder mehr Stress ausgesetzt sind als zu Hause 
und schneller an ihre emotionalen Grenzen kom-
men. Daher verhalten sie sich dort auch an-
ders. 

Es geht also darum, den Eltern zunächst 
ohne Vorwürfe ein Bild davon zu vermitteln, 
wie sich ihr Kind in der Schule verhält. Je 
eher die Eltern einbezogen werden, um so 
besser, denn der wegen mehrfacher Proble-
me angestaute Ärger lässt sich nur schwer 
vor den Eltern verbergen und belastet die Ge-
spräche von vorneherein. 

Engagierte Sozialarbeiter wissen auf jeden Fall 
die von Ihnen vorgeschlagenen Hilfen gegenü-
ber ihren Vorgesetzten zu vertreten und be-

kommen sie in der Regel auch bewilligt. Die Fach-
dienste EFB, KJPD und Schulpsychologie leisten 
dabei einen wichtigen Beitrag. Es gibt natürlich 
auch negative Beispie le: Mitarbeiter des Jugendam-
tes schicken Eltern nach einigen Beratungsgesprä-
chen wieder nach Hause und beantragen im vor-
auseilenden Gehorsam gar nicht erst die erforder-
lichen KJHG-Hilfen. In so einem Fall empfehle ich 
die be reits erwähnten Fachdienste einzuschalten, 
die durchaus auch den Erstkontakt über nehmen 
können und dann an das Jugendamt weiterverwei-
sen. Sie sind eben so wie die regionalen Sozial-
dienste wich tige Schnittstellen bei der Vermittlung 
schwieriger Schüler an die entsprechenden Verei-
ne oder Therapeuten. 

Rechtsanspruch auf Hilfen

Lasst euch also nicht durch irgendwelche Ge-
rüchte über die Auswirkungen der Sparzwänge ab-
schrecken. Auf KJHG-Hilfen haben die Eltern einen 
Rechtsanspruch. Ihr solltet ihnen Mut machen, 
den Hilfebedarf für ihr Kind offensiv zu vertreten 
und sie gleich an die richtigen Stellen verweisen. 
Wenn ihr mit einem Fachdienst schlechte Erfah-
rungen gemacht habt, dann könnt ihr auch auf ei-
nen anderen ausweichen.

Es lohnt sich in jedem Falle die Eltern zu moti-
vieren, mit der Schule und dem Jugendamt zu-
sammenzuarbeiten. Wer sich beim Jugendamt frei-

willig um eine Hilfemaßnahme für 
sein Kind bemüht, wird dort in der 
Regel freundlich behandelt und 
bekommt Unterstützung. Davon 
profitieren das betroffene Kind, ihr 
als Lehrer und die Mitarbei-

ter der freien Trä-
ger eben-

falls.  

Zuhause macht er das nie
Über Hilfen für verhaltensauffällige Schüler.

von Thomas Haudel, Fachgruppe Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit FO
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Als der neue Bildungssenator Jürgen 
Zöllner im November 2006 zu Klaus Bö-
gers Nachfolger ernannt wurde, ging 
ein Aufatmen durch die Stadt. Auch die 
GEW BERLIN war davon angetan, dass 
ein gestandener Politiker, dem Durch-
setzungsfähigkeit, Erfahrung und Kom-
petenz nachgesagt wurden, die Verant-
wortung für die Berliner Bildungspolitik 
übernahm. Jürgen Zöllner zeigte sich 
bei unserem Antrittsbesuch als zuge-
wandter und interessierter Gesprächs-
partner. Uns war klar, dass er Zeit brau-
chen würde, sich mit der Berliner Situa-
tion vertraut zu machen. Zwar sei er 
mit einigen Entscheidungen in der Ber-
liner Bildungspolitik nicht wirklich ein-
verstanden, er könne aber nicht alles 
sofort über den Haufen werfen, was in 
der Stadt in den vergangenen Jahren 
aus seiner Sicht übereilt angeschoben 
wurde, sagte er. Ein erstes Ziel sei es, 
das Vertrauen der im Bildungsbereich 
Beschäftigten zurück zu gewinnen. Das 
machte ihn sympathisch. 

Die Bilanz der ersten Monate der Zöll-
nerschen Amtszeit ist ernüchternd. Von 
einer positiven Neuausrichtung in der 
Berliner Bildungspolitik ist nichts zu 
spüren. Alles, was der „Supersenator“ 
bisher in die Wege geleitet hat, war un-
geeignet, das Vertrauen der Beschäftig-
ten zurück zu gewinnen und die Bil-
dungsmisere in der Hauptstadt offensiv 
anzugehen.

Ausstattung der Schulen

Wir fragen uns natürlich, ob Zöllner 
in seiner Verwaltung auf die falschen 
Berater setzt, wenn er nach mehr als 
zehn Jahren erstmals wieder befristete 
Verträge für Lehrkräfte anbietet und da-
bei ein Fiasko erleidet, weil nur wenige 
qualifizierte BewerberInnen ein derarti-
ges Beschäftigungsangebot annehmen 
können oder wollen (wenn sie nicht oh-
nehin schon in andere Bundesländer 
vergrault wurden). Seit 1996 war klar, 

nungen bei 10 Prozent. Da reicht ein 
Vertretungsbudget von 3 Prozent nie 
und nimmer aus; Unterrichtsausfall 
oder Mehrarbeit werden die Folgen 
sein. Zudem sollte jede Schule selbst 
entscheiden können, ob sie ein Budget 
oder eine feste Stundenzuweisung für 
Vertretungsbedarf haben möchte.

Die vielen kleinen Hinweise von Zöll-
ner auf den Unterschied von „Pflicht“ 
und „Kür“ lassen befürchten, dass das 
3-Prozent-Budget sich an der Zumes-
sung des Grundbedarfs orientieren 
wird. Damit wären alle positiven Ansät-
ze von mehr Chancengerechtigkeit für 
Schulen, die unter erschwerten Bedin-
gungen arbeiten, zunichte gemacht. 
DaZ-Stunden, Frequenzabsenkungen an 
Schulen in sozialen Brennpunkten und 
Integrationsstunden würden in dem Au-
genblick zum Opfer fallen, wenn Kolle-
gInnen erkranken.

Modellversuch Gemeinschaftsschule

Hier bleibt Zöllner, genau wie sein 
Vorgänger Böger, ein klares Bekenntnis 
zur Schulstrukturfrage schuldig. Er la-
viert sich wortreich und verschachtelt 
am Thema vorbei. Gebetsmühlenartig 
wiederholt er seine Auffassung, dass 
individuelle Förderung Vorrang gegenü-
ber einer Debatte um die Schulstruktur 
haben müsse. Klar ist es sinnvoll, Kin-
der und Jugendliche in jeder Schulform 
individuell zu fördern. Wir fragen uns 
nur, wie das vonstatten gehen soll: We-
der will er dafür zusätzliches Personal 
noch zeitliche Ressourcen zur Verfü-
gung stellen. Zwar nehmen wir richtige 
Sätze unseres Senators wie „Zweiglied-
rigkeit ist kein Schritt zur Gemein-
schaftsschule“ wahr, wir vermissen aber 
sein eindeutiges Eintreten für eine 
Schule für alle, die endlich den allseits 
kritisierten Zusammenhang von sozia-
ler Herkunft und Bildungsabschluss 
überwinden helfen kann. Dass der Start 
des Modellversuchs um ein Jahr ver-

dass Vertretungsbedarf an unseren 
Schulen Dauerbedarf ist und deshalb 
unbefristet eingestellt werden musste 
und wurde. Das ist Fakt und es hilft 
auch nichts, dass der Senator den Er-
folg der Einstellungsverfahren für den 
Grundschulbereich jetzt hochjubelt. 
Nach Aussagen von Schulleitungen ha-
ben sich bei den „Castings“ – vor einem 
Jahr noch als perfide Wortschöpfung 
der GEW BERLIN verpönt und nun in 
den offiziellen Sprachgebrauch der Bil-
dungsverwaltung übernommen – auch 
BewerberInnen vorgestellt, „die kaum 
drei zusammenhängende Sätze von 
sich geben konnten“. Senator Zöllner 
hat die Chance, bei dieser Einstellungs-
runde junge, motivierte KollegInnen an 
Berlin zu binden, eindeutig vertan.

Zum kommenden Schuljahr werden 
alle Schulen nur noch zu 100 Prozent 
mit Lehrkräften ausgestattet. Dabei un-
terscheidet Herr Zöllner – und auch das 
ist ein Novum für Berlin – zwischen der 
Grund- und der Zusatzausstattung. Zur 
Zusatzausstattung wird all das gezählt, 
was aufgrund der besonderen Situation 
der Einzelschule an Lehrerstunden er-
forderlich ist: DaZ, Integration, Fre-
quenzabsenkung in sozialen Brenn-
punkten, pädagogische Schwerpunkte 
etc.

Neben der 100-prozentigen Ausstat-
tung erhalten die Schulen, die sich da-
zu bereit erklären, ein dreiprozentiges 
Vertretungsbudget, aus dem sie eigen-
verantwortlich Vertretungslehrkräfte 
für kurz- und mittelfristig Erkrankte 
einstellen dürfen. Will eine Schule das 
nicht – sei es, weil die Erfahrungen aus 
den Castings gezeigt haben, wie schwer 
es ist, Bewerberinnen für kurzfristige 
Einstellungen zu finden, oder weil das 
Budget viel zu gering ist und sie die 
Verantwortung für den absehbaren Un-
terrichtausfall nicht „übergeholfen“ be-
kommen will – , erhält sie Nullkomma-
nichts an Vertretungsreserve. Wir stel-
len fest: Der Vertretungsanfall in Berli-
ner Schulen liegt nach Senatsberech-

Der Lack ist ab
120 Tage Jürgen Zöllner – eine ernüchternde Bilanz.

von Rose-Marie Seggelke, Vorsitzende der GEW BERLIN FO
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schoben wird, halten wir für eine richti-
ge Entscheidung, denn die teilnehmen-
den Schulen brauchen Zeit für die Gre-
mienentscheidungen und für die Ent-
wicklung eines Konzepts, das geeignet 
ist, in der Gemeinschaftsschule alle 
SchülerInnen optimal zu fordern und 
zu fördern. Und die Senatverwaltung 
braucht dieses Jahr, um Fortbildungs-
veranstaltungen zu konzipieren und 
durchzuführen, die die KollegInnen vor 
Ort benötigen, damit der Modellversuch 
erfolgreich werden kann. 

Arbeitsentlastung

Noch Anfang Dezember zeigte sich 
der Senator sehr beeindruckt von den 
vielen Überlastungsanzeigen Berliner 
KollegInnen. Flugs versprach er, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten, die sich 
mit dem Thema „Entlastungen“ beschäf-
tigen soll. Dass in dieser Arbeitsgruppe 
einfache Lehrkräfte nicht vertreten 
sind, spricht Bände. Und auch das Zöll-
nersche Patentrezept „Entlastung kann 
auch kostenneutral passieren“ über-
zeugt uns nicht. Die GEW BERLIN for-
dert nachdrücklich: „Runter mit der Ar-
beitsbelastung. Erster Schritt: Reduzie-
rung der Unterrichtsverpflichtung um 
eine Stunde und feste Vor-, Nachberei-
tungs- und Kooperationszeiten für Er-
zieherInnen!“

Bildungsprogramm an den Kitas

Zugegeben, mit den Kleinsten im Bil-
dungssystem hatte Jürgen Zöllner in 
seiner politischen Arbeit noch nie etwas 
zu tun. Deshalb sehen wir ihm nach, 
dass er eine gewisse Einarbeitungszeit 
braucht. Aber mittlerweile besteht in 
Berlin dringender Handlungsbedarf. 
Wenn die Kitas das Berliner Bildungs-
programm erfolgreich umsetzen sollen, 
muss auch hier kräftig investiert wer-
den. Es ist schier unmöglich, ständig 
Anforderungen an eine verbesserte Bil-
dungsqualität zu stellen, in der Perso-
nalausstattung aber bestenfalls alles 
beim alten zu belassen. Wie heißt es so 
schön im Koalitionsvertrag? „Frühzeiti-
ge Bildungsinvestitionen verhindern 
spätere Folgekosten.“ Dem stimmen wir 
voll zu, also nichts wie ran, Herr Zöll-
ner! Investieren Sie!

Verbesserung der Lehrerbildung

Einig waren wir uns bei unserem An-
trittsbesuch, dass die Qualität der Leh-
rerInnenausbildung in Berlin verbessert 

Fazit: Nach 120 Tagen Zöllner stellt 
die GEW BERLIN ernüchtert fest: Der 
Lack ist ab. Die Vorschusslorbeeren für 
Jürgen Zöllner waren zu unrecht ver-
teilt. Wenn sich in der Berliner Bildungs-
landschaft überhaupt etwas bewegt hat, 
dann in die falsche Richtung. Aber als 
VollblutpädagogInnen geben wir selbst-
verständlich nicht auf. Wir werden Sie 
fordern und fördern, damit Sie am Ende 
Ihrer Amtszeit in Berlin den bestmögli-
chen Abschluss erreichen, lieber Herr 
Senator!

werden muss. Das Problem der unter-
schiedlichen Dauer der Ausbildung für 
LehrerInnen und StudienrätInnen 
schien Herr Zöllner genauso kritisch 
wie wir zu sehen. Inzwischen stellen 
wir ernüchtert fest, dass er sich mit der 
um bis zu zwei Jahren kürzeren Ausbil-
dungszeit für LehrerInnnen nicht nur 
arrangiert hat sondern sie offensiv nach 
außen vertritt. Auch die qualitative An-
hebung der ErzieherInnenausbildung 
auf Fachhochschulniveau ist für den Se-
nator für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung kein Thema mehr.

ALLES EINE FRAGE DER EINSTELLUNG
Dieses geflügelte Wort bekommt im Zusammenhang mit den Einstel lungen für 
die Berliner Grundschulen mindestens doppelte Bedeutung. Die interessierten Be-
werberInnen fragen sich bei den durchgeführten Castings, wie es  eigentlich zu 
dem Rollentausch kommt: Jahrelang bewerben sie sich erfolglos und müssen sich 
mit Alterna tiven mal recht, mal schlecht durchschlagen,  sitzen nun im Casting 
vor mehr als 50 verzweifelten Schulleiterinnen, die auf der Suche nach Verstär-
kung für ihre Schulen sind, um das Schlimmste zu verhindern, denn die reale 
Ausstattung ist teilweise unter 90 Prozent gesunken. 
Ein Großteil der BewerberInnen erscheint gar nicht erst. Sie sagen sich, dass ist 
nicht meine Einstellung, befristet mit nur geringen Aussichten auf Weiterbeschäf-
tigung. Dann bleibe ich bei meiner jetzigen Beschäftigung und bewerbe mich wei-
ter in anderen Bundesländern. Einzelne erscheinen schon mal in diesem Verfah-
ren und bekunden ihr Interesse für eine unbefristete Einstellung im Sommer. Und 
die Schulleiterinnen laufen von Auswahltermin zu Auswahltermin. Einzelne haben 
die Hof f nung schon aufgegeben. Sie sind in die sem Verfahren die BewerberInnen 
und gehen teilweise trotz großem zeitlichen Einsatz in mehreren Verfahren leer 
aus. Sie streiten um die KandidatInnen mit Exklusivangeboten. Manche steigern 
auf Wunsch den An teil an Kindern nichtdeutscher Herkunftssprache in ihren Schu-
len, andere stellen Traumstundenpläne und Wunscheinsätze in Aussicht, verlegen 
ihre Schulen günstig an U- und S-Bahnstationen und preisen gar Reinickendorf als 
südlichen Bezirk an. 
An den Oberschulen sieht die Situation anders aus. Hier gibt es teilweise noch 
mehr BewerberInnen als Stellen, teils aber auch nur eine einzige Kandidatin. Die 
Schulleitungen versuchen terminlich und örtlich alles möglich zu machen, um Be-
werbergespräche durchzuführen, reisen dann selbst mit den Einstellungsunterla-
gen den Dienstweg ab, die BewerberInnen immer dabei, damit es letztendlich 
auch wirklich zu einem Arbeitsvertrag kommt und keine Chance für die Bewerbe-
rinnnen mehr besteht, abzuspringen. Von beiden Seiten wird dieses Verfahren als 
unwürdig beschrieben oder gar mit einem Viehhandel oder Basar verglichen.
Und wie sieht die Perspektive aus? Zum nächsten Schuljahr soll es nur einen sehr 
schmalen Einstellungskorridor für Neueinstellungen geben, aber sicher viele wei-
tere Chancen, Erfahrungen zu sammeln. Alle Berliner Schulen werden zum kom-
menden Schuljahr nur noch mit 100 Prozent ausgestattet. Die Schulleitungen 
selbst dürfen sich aber für Budgetierung aussprechen und nach dem Abschluss 
von Zielvereinbarungen mit weiteren drei Prozent Personalmitteln für kurzfristige 
Einstellungen auch unterhalb von zwei Monaten ihre Misere bekämpfen. Die Aus-
wahl der BewerberInnen wird dann größer, denn es dürfen Pensionäre, RentnerIn-
nen und in Ausbildung befindliche Lehrkräfte um diese attraktiven Stellen ringen. 
Alternative für die Schulen ist, sie arbeiten mit hundertprozentiger Ausstattung 
und können auf Antrag, wenn ihre Ausstattung aufgrund von Langzeiterkrankten 
unter hundert Prozent rutscht, eine Neueinstellung bekommen. Die Frage bleibt, 
woher? Denn wen hält es noch in Berlin bei der Perspektive, sich von Fristvertrag 
zu Fristvertrag zu hangeln und sich letztendlich doch um eine berufliche Alterna-
tive kümmern zu müssen. Die noch gefüllten BewerberInnenkarteien werden 
schrumpfen und Berlin bleibt arm an Bildung.                                    Sigrid Baumgardt
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Die Erleichterung der Bildungspoliti-
ker aus dem Berliner Abgeordne-

tenhaus war nicht zu übersehen. Dass 
der Ethikunterricht von den SchülerIn-
nen, den meisten Eltern und Lehrkräf-
ten nach gut einem halben Jahr in den 
7. Klassen offensichtlich akzeptiert 
wird, machte Dr. Felicitas Tesch (SPD), 
Steffen Zillich (Linkspartei/PDS) und 
Roland Otte (Bündnis 90/Die Grünen) 
erkennbar locker. Nach all der Schelte, 
all den Anfeindungen von Seiten der 
Konservativen, Neoliberalen und Kir-
chenvertretern noch im letzten Wahl-
kampf bekamen die drei Erfreuliches 
gemeldet.

Konkrete Forderungen

Dennoch gab es auf der Veranstaltung 
der GEW gemeinsam mit dem „Forum 
Gemeinsames Wertefach für Berlin“ En-
de Februar zum Thema „Ethikunterricht 
auf gutem Weg? – eine erste Zwischen-
bilanz aus der Praxis“ auch eine Reihe 
recht konkreter Forderungen von insge-
samt elf Ethiklehrkräften aus den 7. Klas-
sen von zehn Berliner Schulen: nach 
Halbierung der Klassengröße von über 
30 SchülerInnen, nach mehr Geld zur 
Anschaffung von notwendigen Unter-
richtsmaterialien und nach mehr quali-
fizierten Lehrkräften. Ein bildungspoli-
tischer Hinweis auf die schwierige Fi-
nanzlage der Stadt und die Unerbitt-
lichkeit der Finanzpolitiker fand ange-
sichts der Bedeutung von Bildung kei-
ne Akzeptanz. Auch hatte die eine 
Stunde vor Veranstaltungsbeginn mit 
fünf Schulbuchverlagen organisierte 
Ausstellung mit neuen Schulbüchern 
für das Fach Ethik das Interesse der et-
wa 80 TeilnehmerInnen geweckt. 

Kopflastig und beliebig?

Eines wurde im Veranstaltungsver-
lauf recht bald deutlich: Die Chancen 
des Ethikunterrichts zur Vermittlung 
eine offenen Gesprächsatmosphäre 

Nachteile mit sich bringen kann, so Ur-
sula Müller-Wißler vom Kreuzberger 
Hermann-Hesse-Gymnasium.

Mehr als Religionskunde

Im Ostteil der Stadt stoßen laut Ro-
traud Bergner von der Merian-Ober-
schule in Treptow-Köpenick, religiöse 
Fragen vor dem überwiegend atheisti-
schen Hintergrund auf Desinteresse, 
Religionskunde werde wie Geschichts-
unterricht angesehen. Das Fehlen von 
Migranten an den Schulen begünstige 
Vorurteile über den Islam. Dagegen hät-
ten viele Jungen Interesse an Bezie-
hungsfragen und Konfliktlösungen.

Gabriele Lützenkirchen von der 
Kreuzberger Lina-Morgenstern-Gesamt-
schule hatte wie viele andere KollegIn-
nen an Schulen mit hohem Migranten-
anteil erst einmal Schwierigkeiten, ei-
nen respektvollen Umgangston im Un-
terricht zu schaffen und die Wirkung 
der ständigen Schimpfworte, Ausdrücke 

werden offenbar an vielen der 355 Ber-
liner Oberschulen genutzt. Das Fach 
hat sich in kurzer Zeit gut etabliert. An 
einzelnen Gymnasien oder Gesamt-
schulen bestritten anfangs einige El-
tern das Recht des Staates auf eine 
Werteerziehung, konnten aber offen-
sichtlich mit Hinweis auf die ersten 
drei Paragraphen des Schulgesetzes 
überzeugt werden.

Dagegen wurden Schwierigkeiten an 
einigen Hauptschulen und Realschu-
len, aber auch an Gesamtschulen mit 
vielen Migranten benannt, die an-
spruchsvollen Materialien und The-
menstellungen des Rahmenlehrplans 
sprachlich zu bewältigen. Dennoch 
wurde der unter anderem von der GEW 
als zu kopf- und philosophielastig kri-
tisierte Rahmenlehrplan als immerhin 
offen genug verteidigt, den jeweiligen 
Unterricht auch mit HauptschülerIn-
nenn zu gestalten. Kritik kam eher an 
der Beliebigkeit der Themenwahl in-
nerhalb einer Zweijahresstufe auf, die 
bei Schulwechseln für die SchülerInnen 

Das fängt ja gut an
Die GEW fragte auf einer Veranstaltung nach der Akzeptanz des Ethikunterrichts.

von Gerhard Weil, Mitglied im Vorstand des Landesausschusses für multikulturelle Angelegenheiten ( LAMA) FO
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mit selbst antisemitischer Konnotation 
bewusst zu machen. Dafür böte der 
Ethikunterricht eine gute Möglichkeit 
mit seiner angstfreien, offenen Kommu-
nikation, einem irgendwie doch „wei-
chen“ Unterrichtsfach. In die gleiche 
Richtung gingen die Erfahrungen von 
Norbert Böhnke von der Lichtenrader 
Carl-Zeiss-Oberschule, der darauf hin-
wies, dass es bei dem hohen Anteil kon-
fessionsloser SchülerInnen in Berlin 
wichtig sei, außer religiösen Feiertagen 
auch weltliche wie z.B. den Frauentag 
im Unterricht zu behandeln.

Eine Zusammenarbeit mit Religions-
lehrkräften wurde bisher an nur weni-
gen Oberschulen praktiziert, meist in 
Ermangelung eines entsprechenden Re-
ligionsunterrichtes. 

Übereinstimmend bestand die Forde-
rung an die Schulorganisation, die Ethik-
lehrkräfte nicht nur mit den zwei Stun-
den in Klassen einzusetzen, sondern 
mindestens mit noch einem weiteren 
Fach, um die Vertrauensbasis zu den 
SchülerInnen zu erweitern. Als abschre-
ckendes Beispiel nannte Frau Dillmann-
Schlösser die Carl-von-Ossietzky-Ge-
samtschule, an der zwei KollegInnen 
neun siebte Klassen mit Frequenzen 
von 30 bis 32 Kindern in Ethik unter-
richten, ansonsten aber in ganz ande-
ren Klassenstufen eingesetzt werden!

Weiterbildung und Studiengang

Alle Ethiklehrkräfte waren der Auffas-
sung, dass von der Bildungsverwaltung 
oder den Unis eine Kommunikationsein-

ständiger Ethik-Studiengänge, die an 
beiden Einrichtungen im kommenden 
Wintersemester mit deutlich unter-
schiedlichen Akzenten beginnen sollen. 
Dr. Helga Ludwig-Steup wies darauf 
hin, dass die Theorie lastigkeit zu Be-
ginn der Ethiklehrerweiterbildung zu-
gunsten einer Hinwendung zu mehr 
Fachdidaktik und Modularisierung im 
weiteren Verlauf und bei den neuen 
Lehrgängen überwunden wurde. Dies 
war im Vorfeld von vielen referieren-
den Lehrkräften als hilfreich hervorge-
hoben worden. Dass moderne schüler-
orientierte Unterrichtsmethoden als 
Ergebnis von Weiterbildungsbemühun-
gen unter Schü  lerInnen auch Verwir-
rung stiften können, wusste Sabrina 
Dziedzioch-Teuscher aus der Charlot-
tenburger Pommern-Hauptschule zu 
berichten. So war sie von dem verun-
sicherten Ibrahim aus der 7. Klasse 
gefragt worden: „Wollen Sie uns thera-
pieren?“

Die Frage, was mit den weitergebil-
deten Lehrkräften passiere, wenn die 
voll ausgebildeten Ethiklehrkräfte von 
den Unis an die Schulen kämen, ob 
man sie dann gar aus dem Unterricht 
abziehen würde, erregte am Ende die 
Gemüter. In Brandenburg hätten, so Pe-
ter Kriesel, Bundesvorsitzender des 
Fachverbandes Ethik, von 800 weiter-
gebildeten LER-Lehrkräften 750 eine 
besoldungsrelevante Prüfung absol-
viert. Für Berlin scheint dagegen alles 
offen. An nachträgliche Staatsprüfun-
gen in Ethik als zweites Wahlfach ist 
zurzeit nicht ernsthaft gedacht (denn 
das könnte wohl Geld kosten!) Hier gibt 
es für das Wertefach-Forum und die 
GEW noch einiges zu tun.  

richtung, z.B. ein Internetforum, einge-
richtet werden sollte, in dem Erfahrun-
gen und Materialien aus der Praxis aus-
getauscht werden können, auch nach-
dem die Weiterbildungskurse absolviert 
sind.

Der Vertreter der Bildungsverwaltung, 
Manfred Zimmermann, kündigte für den 
Sommer fünf neue Weiterbildungskurse 
an. Es gebe zur Zeit genügend Ethiklehr-
kräfte, allerdings nicht immer an den 
Schulen, wo sie gebraucht würden. Prof. 
Dr. Michael Bongardt von der Freien 
Universität Berlin und Prof. Dr. Thomas 
Schmidt von der Humboldt Universität 
berichteten von der Planung grund-

Großes Medieninteresse gab es bei der Fachtagung zum Ethikunterricht am 21. Februar im GEW-Haus: Rose-Ma-
rie Seggelke wird von einer RBB-Reporterin interviewt FOTO:  WEIL
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WAS IST EINE 
GEMEINSCHAFTSSCHULE?

Die Landesdelegierten verabschiedeten 
im Februar dazu folgenden Beschluss.

1. Eine Schule, die alle SchülerInnen 
auf nimmt,

2. Eine Schule, die mit innerer Diffe-
renzierung arbeitet und nicht durch 
äußere Fachleistungsdifferenzierung un-
terschiedliche Niveaustufen schafft.

3. Eine Schule, die neue Wege des Ler-
nens geht und SchülerInnen Zeit und 
Raum bietet, das eigene Lernen zu ge-
stalten.

4. Eine Schule, die Angebote zum 
selbst tätigen Lernen bietet (z.B. Biblio-
thek, Computer, Räume für handwerk-
liche und musische Betätigung).

5. Eine Schule, die angemessene Beur-
teilungsformen findet, die tauglich 
sind, individuelle Lernprozesse zu do-
kumentieren und zu fördern.

6. Eine Schule, die Verantwortung für 
die Lern- und Leistungsentwicklung ih-
rer SchülerInnen übernimmt und die 
individuelle Förderung jedes einzelnen 
Schülers/jeder einzelnen Schülerin ga-
rantiert.

7. Eine Schule, die personelle und 
räumliche Möglichkeiten zur individu-
ellen Förderung hat.

8. Eine Schule, die kein Sitzenbleiben 
kennt.

9. Eine Schule, die SchülerInnen nicht 
auf andere Schulformen „abschult“.

10. Eine Schule, die alle Abschlüsse 
vergibt.

11. Eine Schule, die gemeinsam mit al-
len Beteiligten (PädagogInnen*, sonsti-
ge in Schulen Beschäftigte, SchülerIn-
nen, Eltern) eine Schulkultur entwickelt 
und Vereinbarungen des Miteinanders 
erarbeitet.

12. Eine Schule, die SchülerInnen und 
PädagogInnen eine angenehme Umge-
bung schafft.

13. Eine Schule, in der PädagogInnen 
zusammenarbeiten.

14. Eine Schule, die Teil des Lebens 
des Stadtteils ist und die im engen 
Kontakt zu anderen Bildungseinrich-
tungen in ihrem Umfeld steht.

*PädagogInnen sind für uns alle Men-
schen, die pädagogisch arbeiten, z. B. 
Sozialpädagoginnen, Lehrkräfte, Erzie-
herInnen, EinzelfallhelferInnen und Pä-
dagogische Unterrichtshilfen. 

Aber „wer“ kommt zum Zuge? Reformen 
produzieren Bedarfe und müssen zur 
Entlastung der Lehrkräfte auch befrie-
digt werden. Wieso sollte sich jeder 
selbst allein in seinem Kämmerlein zum 
Beispiel die vielen neuen Prüfungsan-
forderungen zu eigen machen, das geht 
effektiver. Wer aber ist kompetent, die-
se Aufgabe zu übernehmen? Wie wer-
den MultiplikatorInnen ausgewählt? Auf 
Zuruf? Was sollen sie leisten für 2 bis 
maximal 9 Stunden Unterrichtsbefrei-
ung. Und wann konkret sollen die Ver-
anstaltungen terminiert werden, damit 
möglichst wenig Unterrichtstausfall 
produziert wird, sei die Fortbildung 
auch noch so sinnvoll und notwendig. 
Zeitressourcen sind knapp und die Wo-
chenenden dienen schon jetzt den we-
nigsten zur Regeneration.

Koordiniert wird die regionalisierte 
Fortbildung von einem Schulrat bezie-
hungsweise einer Schulrätin pro Region 
als zusätzliche Aufgabe, von einer Lehr-
kraft mit halber Stelle freigestellt, den 
sogenannten Fortbildungskoordinato-
rInnen und unterstützt durch eine hal-
be Verwaltungsfachkraft. Fazit: Auch 
hier sind Überforderung und Überlas-
tung inbegriffen.  

Ab dem kommenden Schuljahr ist 
die LehrerInnenfortbildung dezen-

tralisiert. Im Idealfall soll das bedeuten: 
Die pädagogischen MitarbeiterInnen an 
den Berliner Schulen sollen die Chance 
bekommen, schulnahe Fortbildungen 
zu machen. Schulnah soll sowohl räum-
lich als inhaltlich verstanden werden. 
Aber kommt es wirklich dazu? Derzeit 
sind die Regionen auf der Suche nach 
Bedarfen, nach MultiplkatorInnen, nach 
Räumen. Melden wirklich alle Schulen 
Bedarfe? Ist allen deutlich, dass sich ge-
rade auch aus diesen Meldungen die 
konkreten Angebote ableiten sollen? 
Stellen die Regionen Räume zur Verfü-
gung? 

Gut wäre die Einrichtung eines Fort-
bildungszentrums in allen Regionen. 
Sinnvoll sicherlich auch, diese Einrich-
tung mit anderen Beratungsstellen wie 
zum Beispiel der Schulpsychologie zu-
sammenzulegen. Das passiert aber in 
den wenigsten Regionen. Meist sollen 
die Volkshochschulen genutzt werden 
und auch Räume in den Schulen. Außer-
dem sollen im Schwerpunkt nicht mehr 
einzelne Menschen fortgebildet werden, 
sondern in der Regel ganze Gruppen, 
Steuerungsgruppen, Fachbereiche usw. 

Dezentrale Lehrerfortbildung
Was geschieht eigentlich in den Regionen?

von Sigrid Baumgardt
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Abitur bestanden 
– aber im Un-

terricht nie ein 
Werk von Machfuss, 
Hikmet, Andric, Gor-
dimer oder Camus 
gelesen! Angeblich 
leben wir in einer 
vernetzten Welt: Die 
Gesetze sind euro-
päisch, die Wirt-
schaft versucht sich 
global zu orientie-
ren, Kom mu nika-
tion und Kultur 
sind schon lange in-
ternational aus ge-
richtet. Selbst die 
Bildung wird über 
die OECD und PISA 
weltweit bewertet. 
Nur der Deutschunterricht folgt trotz 
kleinerer Modifikationen noch den Prin-
zipien aus der Nachkriegszeit! 

Nachkriegszeit? Ja, nach dem deutsch-
französischen Krieg 1871 und der 
Gründung des Kaiserreiches kam dem 
Deutschunterricht die nationale Aufga-
be zu, die Jugend aus allen deutschen 
Ländern und Mundarten einheitlich mit 
einem verbindlichen deutschen Litera-
turkanon zu erziehen. Deutsche Litera-
turgeschichte hatte deshalb ebenso ihre 
erzieherische Funktion wie der Sedan-
tag.

Sicher, heutzutage werden in der 
Oberschule auch Brecht, Böll, Grass, 
Frisch und vielleicht sogar Jellinek ge-
lesen, die erst kürzlich den Literaturno-
belpreis erhielt. Aber wie steht es mit 
türkischen Autoren, sagen wir Nazim 
Hikmet, Fakir Baykurt oder dem neuen 
Literaturnobelpreisträger Orhan Pa-
muk? Im Deutschunterricht? 

Es liegen da doch „nur“ Übersetzun-
gen der Originale vor, und beim Abitur 
kann in der Regel die Beschäftigung mit 
nichtdeutschen AutorInnen nicht prü-
fungsrelevant behandelt werden. So 
bleibt es bei der Beschäftigung mit Wer-
ken deutschsprachiger Herkunft und 
die „Internationalität“ bleibt auf die ös-

sende SchülerInnen mit Migrationshin-
tergrund ihre Herkunftskultur und 
-sprache überwiegend ausgeblendet er-
leben.

Ende des klassischen Deutschunterrichts

Wenn man davon ausgehen kann, 
dass am Ende der Klasse 9 in allen 
Schularten das Ringen mit der deut-
schen Sprache einen gewissen Ab-
schluss gefunden haben sollte, alle Dik-
tate und Aufsätze geschrieben sind, 
sollte auch der klassische Deutschun-
terricht enden. Bei SchülerInnen mit be-
sonderen Sprachdefiziten könnte eine 
Förderschiene beibehalten werden. An-
sonsten kann das Fach Weltliteratur ab 
Klasse 10 das Fach Deutsch ersetzen. 
Gegen kreative Spracharbeit, Sprachbe-
trachtung usw. spricht natürlich nichts, 
nur sollte das alles vor dem Hinter-
grund einer interkulturellen Horizont-
erweiterung und mit relevanten literari-
schen Beispielen aus Europa und aller 
Welt vollzogen werden. Eine Revolution 
für Gymnasien und Gesamtschulen? 
Nein, eigentlich nur die seit Jahrzehn-
ten notwendige Anpassung der Schulre-
alität an die multikulturelle Lebenswirk-
lichkeit.  

terreichischen und schweizer Autorinnen 
beschränkt. Die im Berliner Schulgesetz 
geforderten interkulturellen Erziehungs-
aspekte haben hier kaum Chancen.

Zwar werden im Fremdsprachenun-
terricht Shakespeare im englischen Ori-
ginal und Saint Exupery in Französisch 
gelesen, aber das kann eine Beschäfti-
gung mit der Weltliteratur keineswegs 
ersetzen. Schon gar nicht in einem mul-
tikulturellem Land, in dem hunderttau-

Schafft den Deutschunterricht ab!
Provokante Überlegungen zur Einführung eines Faches Weltliteratur.

von Gerhard Weil, Mitglied im Vorstand des Landesausschusses für multikulturelle Angelegenheiten ( LAMA)

Wichtig

ist nicht nur

dass ein Mensch

das Richtige

denkt

 

sondern auch

dass der

der das Richtige

denkt

ein Mensch ist

 

Erich Fried

Am 27. Februar 2007 starb unser 
langjähriges Mitglied der Neuköllner Bezirksleitung
 
Peter Tempel
 
Groß war sein Engagement für die Neuköllner 
Schule, vor allem für die Verteidigung und den 
Ausbau der Gesamtschule.
Bildung und soziale Frage waren für ihn immer 
untrennbar miteinander verbunden.
Wir erinnern uns an Peter als vorbildlichen 
Gewerkschafter und fürsorglichen Pädagogen.
 
Jürgen Schulte, Detlef Mücke, Robert Peiser, 
Gudrun Genschow im Namen der Kolleginnen und 
Kollegen der GEW Neukölln
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ZEITNAH ZUM GEWÜNSCHTEN 
TERMIN IN DEN RUHESTAND 

Hinweise zum Umgang mit dem Rund-
schreiben 68/2006: Obwohl in dem ge-
nannten Rundschreiben grundsätzlich 
die Termine 31.01. und 31.07. für Leh-
rerInnen als die maßgeblichen für den 
Übergang in den Ruhestand/die Rente 
festgelegt wurden, gibt es Möglichkei-
ten davon abzuweichen.

1. Für Angestellte endet bei Erreichen der 
Altersgrenze von 65 Jahren das Arbeits-
verhältnis gemäß SR2 l I BAT-O zum En-
de des Schulhalbjahres, gemäß SR 2 l I 
BAT zum Ende des Schuljahres. Wird ein 
anderes Datum gewünscht, lehnt die 
Senatsbildungsverwaltung den Antrag 
auf Abschluss eines Auflösungsvertra-
ges ( § 58 BAT/BAT-O) ab. Trotzdem ist 
es möglich, zeitnah zu dem gewünsch-
ten Termin (Schluss eines Kalendervier-
teljahres) in die Rente zu gehen, wenn 
man die Kündigungsfrist gemäß § 53 
Abs. 2 BAT/BAT-O beachtet: „Im Übrigen 
beträgt die Kündigungsfrist bei einer 
Beschäftigungszeit (§ 19) bis zu 1 Jahr 
1 Monat zum Monatsschluss, nach einer 
Beschäftigungszeit von mehr als 1 Jahr 
6 Wochen, von mindestens 5 Jahren 3 
Monate, von mindestens 8 Jahren 4 Mo-
nate, von mindestens 10 Jahren 5 Mo-
nate, von mindestens 12 Jahren 6 Mo-
nate zum Schluss eines Kalenderviertel-
jahres.“

2. Für BeamtInnen bedarf es wegen der 
Berücksichtigung der freien Tage gemäß 
§ 2a Abs. 2 Arbeitszeitverordnung eini-
ger Überlegungen und Berechnungen. 
(Hinweis: Die nachfolgenden Beispiele 
gelten nur für Beamte, die seit August 
2003 stets vollbeschäftigt waren/sind.)

a) Das 65. Lebensjahres wird bis zum 31. 
Juli 2007 vollendet. Für diese Beschäf-
tigten ändert sich nichts. Der Übergang 
in den Ruhestand erfolgt zum 31. Juli, 
die freien Tage werden entweder durch 
Freizeit oder finanziell ausgeglichen.

Und die Autoren haben auch hier nicht 
zu Ende gedacht. SchulleiterInnen ha-
ben zahlreiche neue Aufgaben hinzu 
bekommen. Zur korrekten Erfüllung 
dieser Aufgaben benötigen sie Informa-
tionen, die an der Schule selbst „irgend-
wie“ gesammelt werden müssen. Ich 
nenne nur zwei Beispiele:
• Präventionsgespräche: Allen Beschäf-
tigten, die innerhalb eines Jahres länger 
als sechs Wochen ununterbrochen 
krank sind, muss ein Präventionsge-
spräch angeboten werden. Also muss 
eine Schulleitung, die in der Regel die 
Präventionsgespräche durchführt, eine 
„Krankheitsliste“ führen.
• Dienstliche Beurteilung: Die Schullei-
tung benötigt exakte Informationen, 
wenn sie alle Vorgaben der AV Lehrer-
beurteilung erfüllen will.

Wir alle kennen, z. B. aus personalrät-
licher Tätigkeit, SchulleiterInnen, die 
schon immer in ihrem Schreibtisch klei-
ne „Nebenakten“ geführt haben und die-
se bei Bedarf aus der Schublade zogen. 
Aber darum geht es nicht. Es geht um 
das allgemeine Problem, dass niemand 
genau weiß,
•  was an der Schule gesammelt werden 

darf und was nicht,
•  wie diese Informationen aufzube-

wahren sind,
• wer Einblicksrecht hat,
•  wann und wie die Informationen wie-

der vernichtet werden,
• wer das kontrolliert und vor allem:
•  wo die mögliche „Schnittstelle“ zwi 

schen schulischen Daten und Perso-
nalakte ist.

Die SchulleiterInnen haben hier den 
gleichen Beratungsbedarf wie alle Kolle-
gInnen. Sie bewegen sich auf dünnem 
Eis und wissen das sehr wohl.

Hilfe von der Verwaltung gibt es dabei 
nicht. Der Hauptpersonalrat hat die Ver-
waltung angeschrieben und auf das Pro-
blem hingewiesen. Die Antwort von Lud-
ger Pieper war nicht sehr erhellend: Man 
denke nicht daran tätig zu werden; der 
HPR möge doch bitte Vorschläge entwi-
ckeln, die werde man dann dankbar ent-
gegennehmen und prüfen... Das in der 
Koalitionsvereinbarung aufgestellte Ziel, 
Schulaufsicht und Schulverwaltung mö-
gen sich als Dienstleister für die Schulen 
verstehen, ist wohl noch nicht so rich-
tig angekommen. Von der Spitze der 
Verwaltung ist also nichts zu erwarten.

Die Schulleitungen können aber nicht 
warten; sie müssen ihren Aufgaben 
nachkommen. Im Bereich der berufsbil-
denden Schulen wurde – gerade für die 
notwendige Datensammlung für dienst-
liche Beurteilungen – die Idee eines 

b) Das 65. Lebensjahr wird zwischen 
dem 1.08.07 und dem 30.09.07 vollen-
det. Diese Beschäftigten könnten einen 
Antrag auf Übergang in den Ruhestand 
zum 30. September 2007 stellen. Sie er-
halten dann vom 3.09. bis zum 30.09. 
den Freizeitausgleich und stehen in der 
Woche vom 27.08. bis zum 2.09. zur Er-
teilung von Vertretungsunterricht zur 
Verfügung.
c) Das 65. Lebensjahr wird im Oktober 
2007 vollendet. Nimmt man den Pensi-
onsabschlag (0,3 Prozent) in Kauf, so 
könnte ein Antrag auf Übergang in den 
Ruhestand zum 30. September gestellt 
werden (siehe Beispiel b). Auch wäre 
folgende Regelung denkbar: Bei einer 
Teilzeitvereinbarung (z. B. auf 75 % 
und bei entsprechender Reduzierung 
der monatlichen Besoldung) ab 1. Au-
gust 2007 erhöht sich die Anzahl der 
freien Tage (bei 75 % auf 28). Unter Be-
rücksichtigung der Herbstferien ver-
bleiben damit noch 14 Unterrichtstage, 
die bis zum 31. Oktober abzuleisten 
wären, d.h. Erteilung von Vertretungs-
unterricht vom 27. August 2007 bis 
zum 9. September und danach Gewäh-
rung des Freizeitausgleichs bis zum 
31. Oktober.

Die hier angestellten Berechnungen 
basieren auf einer Darlegung der Se-
natsbildungsverwaltung. Diese sieht 
vor, dass BeamtInnen, die gemäß § 77 
Abs. 4 Landesbeamtengesetz (auch vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres!) auf 
eigenen Antrag zum 31.07. eines Jahres 
in den Ruhestand treten wollen, grund-
sätzlich den Freizeitausgleich erst nach 
den Sommerferien erhalten sollen. Da 
der Übergang in den Ruhestand aber 
nur zum Monatsende möglich ist und 
die Anzahl der zu gewährenden freien 
Tage nicht ausreicht, um vollständig 
von der Erteilung von Unterricht ent-
bunden zu werden, sollen die verblei-
benden Tage der Erteilung von Vertre-
tungsunterricht dienen.

Ob die Senatsschulverwaltung derar-
tige Anträge genehmigt, ist allerdings 
bisher noch nicht geklärt.  Holger Dehring

LOGBUCH AHOI! ODER: 
WER SAMMELT WAS?

Eigentlich ist alles klar: Für jede/n Be-
schäftigte/n gibt es eine Personalakte; 
die befindet sich in der Personalstelle; 
und es ist ziemlich exakt geregelt, was 
dort gesammelt werden darf und wer 
Einblicksrechte hat. Das Schulgesetz 
hat auch hier die Lage verkompliziert. 

§§ §§
 §§ §§
§§ §§
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„Logbuchs“ entwickelt. Die Schulleitun-
gen bekamen eine grobe Handreichung 
mit einer Matrix, welche Informationen 
sie wie zu sammeln hätten. Der unver-
fängliche Name deutet schon auf den 
Zweck: keine Nebenakte, keine zweite 
Personalakte. Wenn jemand mit seiner 
Beurteilung unzufrieden ist, kann die 
Schulleitung anhand des „Logbuchs“ be-
gründen, weshalb sie hier ein „B“ und 
dort ein „C“ angekreuzt hat. 

Das Problem ist damit keineswegs ge-
löst. Der Personalrat der zentral verwal-
teten und berufsbildenden Schulen hat 
sich anwaltlich beraten lassen. Die Aus-
sagen sind klar:
•  Sämtliche Anforderungen des Berli-

ner Datenschutzgesetzes gelten auch 
für die an der Schule gesammelten 
Daten.

•  Aus § 69 Schulgesetz (Stellung und 
Aufgaben der SchulleiterIn) lässt sich 
keine rechtliche Grundlage für die 
Führung eines „Logbuchs“ ableiten.

•  Es ist Aufgabe der Dienststelle, ein-
deutige Regelungen zu entwickeln. 

Wenn aber die Dienststelle sich – sie-
he oben – stur weigert, ihren Verpflich-
tungen nachzukommen, muss man sie 
dazu treiben. Ich fordere alle Schullei-
tungen auf, dieses Problem immer und 
immer wieder vorzutragen und klare 
Regelungen einzufordern. Sie haben ein 
Recht auf Beratung und Unterstützung! 
(Und wenn die Verwaltung dem nicht 
nachkommt, dann soll sie sich doch 
gleich auflösen.) Und ich fordere alle 

seitdem mit Forderungen nach Absen-
kung der Gehälter um bis zu 20 Pro-
zent, allgemeiner Erhöhung der Wo-
chenarbeitszeit, zusätzlicher Flexibili-
sierung der Gehälter und Arbeitszeiten 
bei Finanzengpässen bzw. in „struktur-
schwachen Gebieten“, Verkürzung der 
Kündigungsfristen und Abschaffung des 
besonderen tariflichen Kündigungsschut-
zes für langjährig beschäftigte Mitarbei-
terInnen. Inzwischen ist von den Gewerk-
schaften das Scheitern der Verhand-
lungsrunde erklärt und das Schlich-
tungsverfahren eingeleitet worden.

PRIVATES SURFEN
Wer am Arbeitsplatz privat im Inter-

net surft, gibt damit nicht ohne weite-
res Anlass zur fristlosen Kündigung. 
Das machte das Landesarbeitsgericht 
(LAG) Rheinland-Pfalz in einer im Janu-
ar 2007 veröffentlichten Entscheidung 
(4 Sa 958/05) deutlich.

Die Richter gaben damit einer Kündi-
gungsschutzklage einer Bürokauffrau 
statt. Sie hatte etwa eine Stunde im Mo-
nat privat den Internetzugang genutzt 
und war deshalb im Frühjahr 2006 vom 
Arbeitgeber fristlos entlassen worden. 
Die Richter vertraten die Auffassung, 
die Angestellte habe das Internet allen-
falls mal kurzfristig genutzt, und dies 
sei vergleichbar mit gelegentlichen pri-
vaten Gesprächen im Kollegenkreis. 
(dpa) 

KollegInnen auf, an ihren Schulen kon-
kret nachzufragen, dies zum Thema ei-
ner Gesamtkonferenz zu machen und 
sich bei Problemen sofort an den zu-
ständigen Personalrat zu wenden.

Peter Sinram

FÜR NEUE TARIFVERTRÄGE IN DER 
EVANGELISCHEN KIRCHE

Aus Protest gegen die starre Haltung 
der evangelischen Kirche Berlin-Bran-
denburg bei den Tarifverhandlungen 
weihten wenige Tage vor der Tarifver-
handlung am 21. Februar kirchliche 
MitarbeiterInnen ein „Denkmal“ ein, das 
die Kirchenleitung daran erinnern soll, 
dass die Worte des eigenen Bischofs 
auch für die Kirche als Arbeitgeber gel-
ten müssen (Foto oben). Gleichzeitig 
unterstützten die kirchlichen Mitarbei-
terInnen die Forderungen der Gewerk-
schaften GEW, GKD und ver.di nach Wie-
derinkraftsetzung des gekündigten 
Kirchlichen Manteltarifvertrages (KMT) 
und der ergänzenden Tarifverträge so-
wie nach Erhöhung der Löhne und Ver-
gütungen um 5 Prozent und nach Ab-
schluss einer Verhandlungsvereinba-
rung mit dem Ziel der grundsätzlichen 
Übernahme der Tarifergebnisse des öf-
fentlichen Dienstes der Länder (TV-L).

Zum 31. Januar 2006 hatte die Kirche 
die bestehenden Tarifverträge für ihre 
rund 6.000 Beschäftigten gekündigt. 
Die Tarifverhandlungen torpedieren sie 

Protestaktion der GEW BERLIN zum Auftakt der Tarifverhandlungen im Februar 2007. FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ/TRANSIT-BERLIN






